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Frau 
Dr. Doris Pfeiffer 
Vorstandsvorsitzende des 
GKV-Spitzenverbandes 
Mittelstraße 51 
10117 Berlin 
 
 
 

8. August 2012 
 

Geplante Änderungen im morbiditätsorientierten Risikostrukturausgleich 

 

 

Sehr geehrte Frau Dr. Pfeiffer, 

 

noch vor wenigen Wochen – am 6. Juli 2012 – hat die Parlamentarische Staatsekretärin im 

Bundesgesundheitsministerium, Frau Ulrike Flach, auf die Frage einer Abgeordneten der 

SPD-Bundestagsfraktion geantwortet, dass "…wesentliche Änderungen des morbiditätsorien-

tierten Risikostrukturausgleichs (M-RSA) derzeit nicht vorzunehmen sind, sondern zunächst 

die Erfahrungsgrundlagen mit dem neuen Zuweisungssystem erweitert werden sollen."  

 

Die technisch / harmlos klingende Änderung, die das Bundesversicherungsamt (BVA) am  

M-RSA zurzeit unter der Überschrift „Umstellung auf Pro-Tag-Werte“ plant, verteilt jedoch 

hohe dreistellige Millionenbeträge zwischen Krankenkassen und auch Versorgungsregionen 

um und ist damit ausgesprochen „wesentlicher“ Natur. Denn es ist im Ergebnis das, was in 

den letzten drei Jahren heftig unter „Annualisierung der Ausgaben Verstorbener“ diskutiert 

wurde. 

 

Der RSA ist das essentielle Schwungrad in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Er 

verteilt fast die gesamten Ausgaben von über 185 Mrd. Euro zwischen den Kassen um. Be-

reits kleine Änderungen am M-RSA haben bei diesem Volumen eine sehr starke Finanzwir-

kung. 

 

Zugleich ist das System sehr jung: Es existiert erst seit dreieinhalb Jahren, und nur von zwei 

Jahren ist eine Endabrechnung bekannt. Dabei besitzt es die größte Komplexität, die ein Um-

verteilungssystem in der GKV je hatte. Dies schließt notwendige Korrekturen und Weiterent-

wicklungen, wie sie das BVA seit Jahren betreibt, keineswegs aus, mahnt aber dazu, diese 

strukturiert und mit Augenmaß zu betreiben. 
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Sollen an einem solch wichtigen System Änderungen von finanziell so überragender Bedeu-

tung und Wucht vorgenommen werden wie hier, dann müssten diese von überragender 

Dringlichkeit im Vergleich zu anderen Reformoptionen sein. Die Maßnahmen müssten auch 

in einen Gesamtkontext eingebettet werden, der den M-RSA insgesamt für eine deutliche 

Mehrheit der Beteiligten nachvollziehbarer macht. 

 

Dies ist hier nicht der Fall: 

 

Der wissenschaftliche Beirat des BVA hat die vom BVA jetzt vorgeschlagene Änderung zwar 

in etwas anderer Form in seiner 2009-Evaluation gefordert. Er hat in ebendieser Evaluation 

aber auch selbst festgestellt, dass an einigen weiteren Stellen im RSA Unschärfen von erheb-

licher Bedeutung bestehen.  

 

Dazu gehören die Berechnung der Zuweisungen für Krankengeld, die Berücksichtigung von 

Auslandsversicherten oder die von Kostenerstattern nach § 13 Abs. 2 SGB V. Diese Elemen-

te sind nicht weniger „dringlich“ oder „unwichtiger“ als das jetzt vom BVA aus der Evaluation 

anscheinend wahllos herausgegriffene Element. 

 

Der Beirat hat zudem dargestellt, dass - bezogen auf Versicherte mit sehr hohen Leistungs-

ausgaben - der morbiditätsorientierte RSA nur sehr unzureichend wirkt, so dass über die Ein-

führung eines Hochrisikopools nachgedacht werden könnte. Dies findet im aktuellen Vorha-

ben des BVA genauso wenig systematische Berücksichtigung wie das ebenfalls vom wissen-

schaftlichen Beirat angesprochene Thema der Manipulationsanfälligkeit. 

 

All dies macht deutlich: Insgesamt existiert ein ganzer Flickenteppich von Korrekturnotwen-

digkeiten im M-RSA. Einen dieser Flicken herauszulösen und zu realisieren, ist der Komplexi-

tät der Zusammenhänge nicht angemessen.  

 

Die vom Amt geplanten Änderungen sind nicht nur inhaltlich willkürlich, sondern weisen im 

Ergebnis Fehlsteuerungen und (ungewollte) Kollateraleffekte auf. Beispielsweise wurde im 

Evaluationsbericht des wissenschaftlichen Beirats festgestellt, dass die geplante Neurege-

lung bei einer Vielzahl von Kassen, die bereits jetzt eine deutliche Unterdeckung ihrer Leis-

tungsausgaben im Vergleich zu den Zuweisungen aus dem Fonds aufweisen, zu weiteren 

Belastungen führt. Andererseits führt die geänderte Berechnungsweise zu deutlichen Über-

deckungen bei anderen, durchaus finanzstarken Krankenkassen, zum Beispiel bei landes-

unmittelbaren Krankenkassen (deren Haushalt und Rechnungslegung sich der Kenntnis des 

Bundesversicherungsamtes entziehen).  

 

Hierbei ist dem BVA keineswegs zu unterstellen, dass es den oben angesprochenen Proble-

men keine Bedeutung zumisst. Welche Änderung am M-RSA durchgeführt wird und welche 

nicht, darf sich jedoch nicht daran orientieren, welche Änderungen zufälligerweise in der 

RSAV oder im SGB V vollzogen werden und welche im Rahmen der Festlegungen nach § 31 

Abs. 4 SGB V umgesetzt werden können. Hierfür ist das Verfahren für das Funktionieren der 

Gesetzlichen Krankenversicherung in Deutschland von zu großer Bedeutung. 
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Die Unterzeichner dieses Schreibens vertreten mehr als die Hälfte der gesetzlich Kranken-

versicherten in Deutschland. Wir treten nachdrücklich dafür ein, dass jetzt keine mathema-

tisch anmutenden, aber fiskalisch weitreichenden Veränderungen getroffen werden. 

 

Daher bitten wir Sie, sich mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln dafür einzusetzen, dass 

das Bundesversicherungsamt sein Vorhaben stoppt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 
 

Dr. Christoph Straub  
Vorstandsvorsitzender 
der Barmer GEK 
 

 

Heinz Kaltenbach 
Geschäftsführer des 
BKK Bundesverbandes 

 

Jürgen Hohnl 
Geschäftsführer des 
IKK e.V. 

Dr. Jens Baas 
Vorstandsvorsitzender 
der Techniker Krankenkasse 

 

  

 

Ingo Kailuweit 
Vorstandsvorsitzender 
der KKH-Allianz 

 

  

 
Jens Luther 
Alleinvorstand der 
Hanseatischen Krankenkasse 
 

 

  

 
Michael Lempe 
Alleinvorstand 
der hkk 

  

 














